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„Dem Deutschen Volke“ -
Inschrift am Westgiebel des Reichstagsgebäudes

Das 1894 fertiggestellte Reichstagsgebäude trug bis 
1916 keine Inschrift, da Wilhelm II. nicht einverstanden 
war mit den vom Architekten Paul Wallot vorgesehenen 
Worten: „Dem Deutschen Volke“ (gewidmet). Die Idee 
der Volkssouveränität war mit dem Denken eines Kai-

sers von Gottes Gnaden nicht vereinbar. Erst im dritten 
Kriegsjahr gab der Kaiser nach und ließ, aus erbeute-

ten französischen Kanonen der Befreiungskriege gegen 
Napoleon, die Buchstaben durch die jüdische  

Bronzegießerei Loevy fertigen.

Die Inschrift wurde in den Tagen vor Weihnachten 1916, 
als späte versöhnliche Geste des Kaisers an das im Krieg 

notleidende Volk, angebracht.

Im nördlichen Lichthof wurde nach erneuten Debatten 
2000 ein kontroverses Kunstwerk von Hans Haake er-

richtet mit dem von oben weithin sichtbaren  
Schriftzug „Der Bevölkerung“.

MITTELSACHSEN Bu
nd

es
ta

gs
w

ah
l 

20
21



Politische Werte und Grundsätze    4

 Corona-Politik     6

 Familienpolitik     6

 Sozialpolitik      7

 Kinder und Jugendliche – Zukunft Deutschlands 7

 Gesellschaftliche Teilhabe    8

 Senioren und Renten    8

 Wirtschaft und Mittelstand    9

 Zuwanderung     9

 Energie- und Klimapolitik, Ökologie  10

 Landwirtschaft und Ländlicher Raum  11

 Verkehrspolitik     12

 Außenpolitik      12

 Innere Sicherheit     13

 Justiz       13

 Sicherheit nach Außen und Verteidigung  14

 Bildung, Kulturpolitik, Sprache und Innovation 15

 Sport       15

 Finanzen und Steuern    16

 Medizinische Versorgung    16

 Heimat      17

 Religion      17

 Bürokratie und Verwaltung    17

 Digitalisierung     18

 Starke Kommunen     18

 

Abkürzungen       19

Mitglied werden      19

 

Direktkandidaten für Mittelsachsen    20

Redaktioneller Hinweis:
Anordnung und Umfang der einzelnen Themen beinhalten keine Wertung zur politischen Wichtigkeit dieser 
Punkte. Das verwendete grammatikalische Geschlecht schließt alle biologischen Geschlechter ein.

InhaltInhalt



Es ist nicht mein und Dein Deutschland, 
es ist unser Deutschland! 

Wir sind stolz auf Schwarz-Rot-Gold, es sind die 
Farben der Freiheit, des Rechts und der unter Hel-
mut Kohl wiedergewonnenen nationalen Einheit. 
Deutschland ist ein föderaler Bundesstaat mit re-
gionalen Unterschieden zwischen Ost und West, 
zwischen Nord und Süd, aber wir sind über 30 
Jahre nach Wiederherstellung der Deutschen Ein-
heit wieder ein Land und eine Nation geworden. 
Es geht jetzt um die innere und emotionale Einheit 
unseres Landes. 

Wir wissen um die Verantwortung vor der deut-
schen Geschichte, aber wir nehmen im 21. Jahr-
hundert innerhalb der Europäischen Union unsere 
nationalen Interessen wahr wie auch andere Län-
der. Wir wissen um das wirtschaftliche, technische 
und kulturelle Gewicht unseres Landes in der Mitte 
Europas. Wir nehmen die ökologische Verantwor-
tung unseres Landes für die Welt und zukünftige 
Generationen wahr. 

Die CDU steht für die soziale Marktwirtschaft in-
nerhalb eines freiheitlich-demokratischen Rechts-
staates. So viel wie nötig bedarf es der Regulierung 
durch den Staat, aber so viel Freiheit und Selbst-

verantwortung wie möglich vertrauen wir dem ein-
zelnen Menschen an.  

Soziale Gerechtigkeit heißt für uns Chancenge-
rechtigkeit, soziale Verantwortung meint Hilfe zur 
Überbrückung und Selbsthilfe. Fördern und For-
dern gehören zusammen. Ein sozialer Staat hilft 
den Menschen, ihr eigenes Brot zu verdienen. Die 
Menschen sind unterschiedlich in Befähigung und 
Erfolg, in ihren Werten und Zielen. Die Gleichheit 
der Menschen gilt in rechtlicher Hinsicht. Niemand 
darf wegen individueller Unterschiede benachtei-
ligt werden. 

Nicht der Umfang, sondern Grundwerte und kon-
krete Ziele bilden ein Wahlprogramm.  Moderne 
Beliebigkeit ist kein Programm. Wir wollen die kla-
ren Unterschiede zwischen der CDU und anderen 
Parteien herausstellen. 

Um Vertrauen gerecht zu werden und um verloren 
gegangenes Vertrauen wieder zu gewinnen, müs-
sen wir Fehlentwicklungen erkennen, benennen 
und glaubwürdig verändern. Ein „Weiter so“ kann 
es an diesen Stellen nicht geben. 

Wer nationale Wahlen wieder gewinnen will, muss 
wissen, wie die Wähler denken und das Potential 

Politische Werte
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der langjährigen Stammwähler wieder für sich ge-
winnen. Nur wer CDU wählt, verhindert Grün-Rot-
Rote Experimente und Bevormundung. 

Wir sind aus einem Volk der Gründer, Tüftler und 
Bastler, der Ingenieure und Wissenschaftler, der 
fleißigen Arbeiter an vielen Stellen ein Volk der Ri-
siko orientierten Bedenkenträger, der Nörgler, der 
Besserwisser, der Bürokraten, Kritiker und Wutbür-
ger geworden. Das ist bequem, hilft aber nicht bei 
der weiteren Entwicklung unseres Landes. 

Deutschland wird unter Führung der CDU wieder 
seine Stärken erkennen. Wir müssen gemeinsam 
wieder loslegen und dürfen nicht über wachsen-
de Hürden von Vorschriften, über Haftungsfragen 
die Gestaltungsaufgaben vergessen. Das ist der 
„Ruck“, den Roman Herzog schon 1997 anmahnte. 
Mut und Perspektiven braucht dieses Land! Und 
politische Sympathieträger!

Deutschland ist ein erfolgreiches Land! Darauf 
bauen wir auf mit Tatkraft und Zuversicht. Wir wer-
den kommenden Generationen ein liebenswertes 
und lebenswertes Heimatland übergeben. 
 
Vertrauen gewinnen wir zurück durch die Entwick-
lung zukunftsfähiger Konzepte, die nicht einem 

überkommenen politischen Lagerdenken entsprin-
gen, sondern sachlicher Verantwortung.

Wir wollen Wahlen ehrlich analysieren um zu-
künftige Wahlen zu gewinnen! Wir fordern ein 
einheitliches Erscheinungsbild der Union in der 
Öffentlichkeit.

Wir stehen für die inhaltliche und personelle Er-
neuerung der CDU! Dies schließt auch die Rück-
besinnung auf vermeintlich alte Werte der Union 
ein. 

Wir kennen die Stimmung und Denkweise unse-
rer teilweisen enttäuschten Stammwähler und 
warnen entschieden vor einem „Weiter so“!
Parteien müssen sich wieder klar und einfach un-
terscheiden! 

Wir wollen mit diesem Wahlprogramm von weni-
gen Seiten die bürgerliche Mitte, abgewanderte 
Wähler und Nichtwähler für die CDU zurückge-
winnen. •
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 Corona-Politik 

Wir stehen für eine wissenschaftlich begründete, 
ganzheitlich-verantwortliche, vorausschauende, 
aber vor allem vertrauensbildende Politik, die so-
mit virologische, soziale, pädagogische, wirtschaft-
liche, kulturelle, freiheitsrechtliche und finanzielle 
Aspekte in die Entscheidungsfindung zu den erfor-
derlichen Präventions- und Hilfsmaßnahmen ein-
bezieht.
Absprachen müssen über den Tag hinaus Gültig-
keit haben. Rechtstreue, die wir von der Bevölke-
rung erwarten, können wir auch von den politisch 
Verantwortlichen erwarten.
Es muss klar sein, dass alle Maßnahmen eine kla-
re rechtliche Grundlage durch Verfassungsorgane 
benötigen. Zur rechtssicheren Legitimation von 
Grundrechtseinschränkungen sind nicht Verord-
nungen, sondern Gesetze erforderlich.
Wegen der sehr unterschiedlichen Lagen können 
Corona Präventionsmaßnahmen in Deutschland 
nicht materiell einheitlich sein, aber die Anwen-
dung von zahlenbasierten Stufenplänen muss ein-
heitlich und verlässlich sein.
Als Richtschnur von Einschränkungen oder Lo-
ckerungen kann nicht nur die reine Inzidenz auf 
100.000 Einwohner in 7 Tagen gelten. Es sind wei-
tere Aspekte zu berücksichtigen:

• der Anteil von positiv zu insgesamt  
Getesteten

• die Virus-Ausbreitung, also der  
Replikations-Wert (R-Wert größer/kleiner 1,0)

• der Anteil geimpfter Personen
• die Auslastung des regionalen  

Gesundheitswesens in den Ländern
• die Sterbefälle auf 100.000 Einwohner
• PCR-Tests weisen auf Viruslast und Anste-

ckungsgefahr hin (CT-Wert)

Aus diesen Faktoren insgesamt sind begründbare 
Maßnahmen abzuleiten. Die Umsetzbarkeit hängt 
nicht so sehr von der Überwachung ab, sondern 
von der allgemeinen Akzeptanz der Maßnahmen. 
Auf Dauer kann der Staat nicht über den Bundes-
haushalt das wirtschaftliche Leben der Gesell-

schaft ersatzweise finanzieren.
Reiseeinschränkungen in Deutschland können 
nicht mit Reiseerleichterungen in das Ausland kon-
terkariert werden. Die Menschen werden Maßnah-
men nur befolgen, wenn sie auch zu verstehen und 
zu merken sind.
Wohlfeile Zusagen und angekündigte Hilfsgelder, 
die aber nicht zeitnah fließen verärgern und frust-
rieren jeden, mehr noch: sie gefährden Existenzen.
Impfstoffe sind ausschließlich nach Wirksamkeit, 
Verträglichkeit und Preis, nicht aber nach geopo-
litischen Grundsätzen oder Herkunft zu beurteilen 
und ggf. zuzulassen.
Personen mit voller Immunisierung genießen alle 
Freiheitsrechte. Weitere Einschränkungen von in-
dividuellen Grundrechten sind nicht aufgrund bis-
her nur teilweiser Immunisierung der Gesamtbe-
völkerung zu rechtfertigen.
Hinsichtlich künftiger pandemischer Lagen muss 
vorbeugend der zivile Bevölkerungsschutz stär-
ker beachtet werden: Zu denken ist an regelmä-
ßig aktualisierte rechtliche und organisatorische 
Notfallkonzepte, Bund- Länderabsprachen, digi-
tale Kommunikationsabläufe, Schutzausrüstung, 
Impfstoffverteilungspläne und Übungsszenarien. 
Abwehrmaßnahmen müssen zukünftig schneller 
greifen. 
 

 Familienpolitik

Nur durch eine familien- und kinderfreundliche Po-
litik mit einer grundlegend neuen Wertschätzung 
von Mutterschaft, Elternschaft, Erziehung und Fa-
milie wird das deutsche Volk langfristig eine Zu-
kunft in der Völkerfamilie haben.
Die dabei durchaus erforderliche, vorübergehende 
Rollenteilung, die Familien- und Erwerbsmodelle 
sind der persönlichen Entscheidung von Frau und 
Mann vorbehalten. Wir betrachten die Zeit der Ent-
bindung und Kindererziehung nicht als Pause oder 
gar als Bruch der Erwerbsbiografie, sondern als Hö-
hepunkt des Lebens und der Familie
Wir unterstützen erhöhte materielle Hilfen für El-
tern und wenden uns gegen eine Verunglimpfung 
der freien Entscheidung von Eltern zur Kindererzie-
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hung. Kindertagesstätten kommt ein wesentliches 
Element der Früherziehung zu.
Das Ehegatten- und Familiensplitting im Steuer-
recht ist zu erhalten und dient der freien Selbstbe-
stimmung der Partner.

 Sozialpolitik

Soziale Politik unterstützt Schwächere als Hilfe 
zur Selbsthilfe. Fördern und Fordern ist ein richti-
ger Ansatz. Wer Geldleistungen der Gemeinschaft 
bezieht, muss im Rahmen seiner Möglichkeiten an 
der Überwindung seines Hilfebedarfes arbeiten 
und eigene Vermögenswerte in zumutbarer Höhe 
vor staatlicher Unterstützung einsetzen (Arbeits-
losengeld II).
Soziale Gerechtigkeit darf nicht eine möglichst 
hohe Umverteilung beinhalten, sondern bedeutet 
den fairen Interessenausgleich zwischen Gebenden 
und Nehmenden. Gegen Langzeitarbeitslosigkeit 
helfen Bildung, Qualifizierung und überbrückende, 
gemeinnützige Arbeitsangebote auf kommunaler 
Ebene im Bereich Umweltschutz und Landschafts-
pflege oder bei Ernte und Tierpflege im Bereich 
der Landwirtschaft. Ein Einsatz in der Pflege oder 
Kinderbetreuung ist für Ungelernte ausgeschlos-
sen. Es geht um gesellschaftliche Integration von 
dauerhaft Arbeitslosen in den Tagesrhythmus der 
Gesellschaft, nicht um Ausgrenzung durch dauer-
hafte Finanzierung.
Wir lehnen ein bedingungsloses Grundeinkommen 
für alle als Fehlanreiz ab.
Wir unterstützen nachdrücklich den sozialen Woh-
nungsbau vor allem in zentralen städtischen Lagen 
mit dauerhafter sozialer Bindung dieser Wohnun-
gen. Der Verkauf kommunaler Wohnungen zur 
Haushaltssanierung an große börsennotierte Akti-
engesellschaften war ein eklatanter Fehler. Wir leh-
nen die Enteignung vorher verkaufter Wohnungen 
entschieden ab. Das dafür nötige Geld schafft nur 
zusätzlichen Wohnraum, wenn damit der Neubau 
oder die Sanierung der Wohnsubstanz finanziert 
wird. Wir fürchten durch eine Mietendeckelung 
jetzt auf Bundesebene einen erneuten Investiti-
onsstau bei der Wohnungswirtschaft.

Das erfolgreiche Baukindergeld wollen wir fort-
setzen. Es bindet junge Familien an die heimische 
Scholle und befördert die Bildung von Wohneigen-
tum.
Der Mindestlohn ist durch die Tarifkommission 
festzulegen und von jedem staatlichen Einfluss 
freizuhalten. Eine nicht zu erwirtschaftende Stei-
gerung gefährdet an dieser Stelle Arbeitsplätze 
und ist somit keine Wohltat, sondern sozial unge-
recht.
Um eine ausreichende Rentenhöhe zu garantieren, 
sind steuerfinanzierte Zuschüsse zur DRV unver-
zichtbar (siehe ebenda).

 Kinder und Jugendliche –  
 Zukunft Deutschlands

Frühkindliche Bildung, beste Bildungs- und Ent-
wicklungsmöglichkeiten, eine gezielte Unterstüt-
zung bei Lernbedarfen sowie Mut zur Eliteförde-
rung sind unumgänglich, um auch in Zukunft den 
Wohlstand unseres Landes zu sichern! Erziehung 
liegt in Verantwortung der Eltern. Wir unterstüt-
zen junge Eltern bei der Wahrnehmung ihres Erzie-
hungsauftrages mit individuellen Angeboten. 
Bildung soll Ländersache bleiben. Die international 
anerkannten Lernerfolge aus dem Freistaat Sach-
sen sollen bundesweit Mindestmaß für Lehrpläne 
und Prüfungen sein. Das kostet Geld und das muss 
es uns wert sein! Schulen müssen moderne Aus-
stattung aufweisen.
Darüber hinaus sind Kindern auch Eigenschaften 
der Persönlichkeitsentwicklung zu vermitteln. Ins-
gesamt fordern wir ein vertrauensvolles Zusam-
menwirken von Elternhaus und Schule und damit 
zwischen Bürger und Staat. Schulabgänger sollen 
frühzeitig mit den Anforderungen des Arbeits-
marktes, mit seinen Chancen und Berufsbildern 
vertraut gemacht werden. Schulpraktika, Exkursio-
nen in regionale Unternehmen und die Verzahnung 
von Schulen, Unternehmen und Universitäten wer-
den immer bedeutsamer. 
Die Freizeitgestaltung ist ein wesentliches Instru-
ment der Förderung unserer Kinder und Jugendli-
chen. Ob Vereinsleben, gesellschaftliches Engage-
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ment oder Freizeit- und Kultureinrichtungen, für 
Jeden sind Angebote zu schaffen, zu erhalten und 
zu fördern. Eine Vereinsamung vor Bildschirmen 
und Spielekonsolen ist durch sinnvolle und soziale 
Freizeitgestaltung zu vermeiden. 
Wir treten einer Liberalisierung des Drogenkon-
sums entgegen. 

 Gesellschaftliche Teilhabe

Gott hat den Menschen zu seinem Bild geschaffen. 
Die Christlich Demokratische Union respektiert 
jeden Menschen in seiner Eigenschaft und wird 
ihn so fördern, dass er sein Bestes für die Gemein-
schaft geben kann. Das trifft besonders für Perso-
nen mit körperlichen, geistigen oder seelischen 
Entwicklungshemmnissen zu. 
Wir unterstützen die Maßnahmen aus dem Bun-
desteilhabegesetz und wollen alle Menschen so 
aktivieren, dass sie sich in unserer Mitte gebor-
gen fühlen und sich einbringen können. Inklusion 
gehört zum Leben muss sich in der Gemeinschaft 
vollziehen. 
Wir wollen die Bildung von sozialen Randgrup-
pen vermeiden, egal ob aus wirtschaftlichen, 
ethnischen, religiösen oder aus Gründen der Ge-
schlechtsidentität: Ausgrenzung ist verboten! Wir 
treten für die Überwindung von jedweder Stigma-
tisierung ein. 

 Senioren und Renten

Wir setzen auf einen Gleichklang zwischen „die 
Rente ist sicher“ und „Generationengerechtigkeit“. 
Wer sein Leben lang gearbeitet und Rentenbeiträge 
entrichtet hat, wer Kinder erzogen, partnerschaft-
liche und familiäre Verantwortung übernommen 
hat, hat im Alter ein Recht auf eine angemessene 
Rente, um den erarbeiteten Lebensstandard fort-
führen zu können (Mütterrente). 
Eine besondere Verantwortung tragen daher alle 
Regierenden und politischen Akteure, wenn es um 
Rentengerechtigkeit, Renteneintrittsalter, Gene-
rationengerechtigkeit und Senioren geht. Dieser 

Verantwortung wollen wir uns stellen! Wir stehen 
dabei für eine Modernisierung des Generationen-
vertrages, der einer höheren Lebenserwartung mit 
längerer Rentenzahlung, einem sich verändernden 
Arbeitsmarkt und höheren Teilhabe Ansprüchen 
der Senioren gerecht werden soll. 
Wir freuen uns über die steigende Lebenserwar-
tung! Eine Anpassung der Lebensarbeitszeit an 
die voraussichtliche Lebensspanne ist daher un-
umgänglich. Und dennoch muss diese Forderung 
dem individuellen Lebensstil der Menschen, der 
Gesundheit, den Arbeitsbelastungen und Berufs-
bildern, sowie den arbeitsmarktwirtschaftlichen 
Entwicklungen (insbesondere der digitalen Ar-
beitswelt) Rechnung tragen!
Wir sind gegen ein Sinken des Rentenniveaus unter 
45% des letzten Nettoverdienstes. Es sollte sich 
dabei um eine gesetzlich garantierte Mindesthöhe 
als Untergrenze handeln.  Die sich in kommenden 
Jahren noch vergrößernde Finanzierungslücke der 
DRV (Bund und Land) muss schon jetzt aus Steu-
ermitteln durch alle Steuerzahler geschlossen wer-
den. Dennoch kann die solidarische Rente aus der 
staatlichen Rentenversicherung nur die grundle-
gende Säule der Altersvorsorge darstellen, die ei-
ner Ergänzung durch eine betriebliche Komponen-
te bedarf.
Die auf den Kopf gestellte Alterspyramide lässt 
ohne längere Erwerbsbiografie bei steigender Le-
benserwartung keine höhere Nettorente zu, da 
die gesetzliche Rentenversicherung immer den 
Interessenausgleich zwischen den Generationen 
mit Einzahlern und Empfängern im Blick behalten 
muss. Die Situation der Rentenkassen wird ver-
schärft durch die sozialpolitisch begründete, nicht 
aus Einnahmen gegenfinanzierte Grundrente und 
die vorzeitige Rente mit 63 Jahren.
Der privaten Altersvorsorge kommt daher eine zu-
nehmende Bedeutung zu. Dies muss offen kommu-
niziert und durch innovative Produkte unterstützt 
werden.
Der Abschluss der Vereinheitlichung des Renten-
niveaus sollte schnellstens gelingen (derzeit: Ost 
97,9 Prozent des Rentenwertes West).
Altern heißt für uns mehr als Grundversorgung im 
Alter. Wir wollen das generationenübergreifende 
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Zusammenleben fördern, die altersgerechte Ge-
staltung städtischer und ländlicher Siedlungen, be-
zahlbare Mieten, Sicherstellung der medizinischen 
Versorgung sowie einen flächendeckenden öffent-
lichen Personennahverkehr! Wir stehen für selbst-
bestimmtes altersgerechtes Wohnen und eine aus-
reichende, bezahlbare ambulante und stationäre 
Pflege. 

 Wirtschaft und Mittelstand

Der Wohlstand unseres Landes beruht auf Bildung, 
Ausbildung und Fleiß, auf Erfinder- und Unterneh-
mergeist, auf Anwendung von Innovation in Pro-
duktionsabläufen und auf sozialem Ausgleich zwi-
schen den Tarifpartnern.
Deutschland muss ein innovativer Industriestand-
ort bleiben, um Arbeitsplätze und Wohlstand 
zu erhalten. Aufgabe von Wirtschaftspolitik, die 
die Wirtschaftsförderung des Mittelstandes ein-
schließt, ist es, Hürden und Hemmnisse auszuräu-
men und nicht selbst noch Zumutungen zu schaf-
fen. 
Wirtschaftspolitik fördert die Gründung und Ansie-
delung neuer Technologieunternehmen sowie die 
deutsche Exportwirtschaft. Weiterhin fördert sie 
dynamisch und wenig bürokratisch neue Standorte 
und beschleunigt Investitionen in Zukunftstechno-
logien. 
Wir erwarten durch deutsche Wirtschaftsförde-
rung eine Beschleunigung europäischer Entschei-
dungen zu Subventionen und nationalen Hilfen. Sie 
hat dabei immer die ökologischen Auswirkungen 
von Entscheidungen im Blick, ohne dadurch allge-
mein Prozesse zu lähmen. Sie fördert den weltwei-
ten Handel unter Berücksichtigung sozialer und 
ökologischer Standards der Handelspartner.
Eine weitere Privatisierung von Einrichtungen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge findet nicht statt. 
Dies gilt insbesondere für sozial geförderten Wohn-
raum und öffentliche Versorgungsinfrastrukturen 
(Wasser, Abwasser, Leitungsnetze verschiedener 
Medien). Die Ergebnisse der zurückliegenden Pri-
vatisierungen sind zu analysieren.

 Zuwanderung

Deutschland ist faktisch ein Einwanderungsland 
geworden mit Zuwanderung unter drei völlig ver-
schiedenen Aspekten:

• Volkswirtschaftlich notwendige Fachkräfte-
zuwanderung einschließlich der Saisonkräfte. 
Visa werden vor Einreise durch die Botschaften 
vergeben. 

• Politisches Asyl im engeren Sinne nach dem ur-
sprünglichen Sinn des Art. 16 GG: Wir erwarten 
verlässliche Kooperation der Asylsuchenden, 
beginnend mit eindeutigem Identitätsnach-
weis mit Dokumenten bereits bei Einreise und 
einem nachvollziehbaren Asylgrund der indivi-
duellen, unverschuldeten Verfolgung. Nach Ein-
reise geschaffene Asylgründe (etwa religiöse 
Konvertierung) sind nicht berücksichtigungs-
fähig. Rechtskräftig abgelehnte Asylbewerber 
müssen das Land verlassen. Die Verfahren sind 
erheblich zu beschleunigen. Integration findet 
nach Anerkennung statt.

• Flüchtlinge vor allgemeiner Not, Hunger, Kli-
mawandel und Krieg: Deutschland beteiligt 
sich im Umfang der sozialen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Integrationskraft der Regio-
nen, der Ressourcen des Bundes und der Län-
der in Letztverantwortung des Bundes an der 
europäischen Aufnahmepolitik nach situativem 
und nationalem Ermessen in ähnlichem Um-
fang wie andere Länder der EU. Multiethnische 
und multikulturelle Parallelgesellschaften sind 
durch Wohnsitzauflagen und durch Vermitt-
lung der Sprache, der Kultur und des Rechts 
zu vermeiden. Angesichts von 80 bis 100 Mio. 
Menschen, die sich aus verschiedenen Grün-
den weltweit auf der Flucht befinden, müssen 
wir mit Joachim Gauck sagen: „Unser Herz ist 
weit. Doch unsere Möglichkeiten sind endlich.“ 
Wir wollen uns vor allem stark daran beteiligen, 
Fluchtursachen vor Ort zu mildern und mög-
lichst abzubauen. Ein „Spurwechsel“ rechts-
kräftig abgelehnter Flüchtlinge nach Punkt 1 
findet nicht statt. Eine Aufnahme unter Punkt 1 
ist nur über die Botschaften der Heimatländer 
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der Zuwanderer möglich. Rechtskräftig abge-
lehnte Schutzsuchende müssen somit das Land 
verlassen. Die Verfahren sind dabei erheblich 
zu beschleunigen. Integration ist nach Aner-
kennung des Aufnahmebegehrens zu fördern. 
Ein erneutes Asylverfahren von Menschen, die 
bereits in Drittländern der EU Schutz gefunden 
haben, findet in Deutschland nicht statt.

Asylbewerber und Flüchtlinge, die wegen eines 
Verbrechens verurteilt wurden, sind nach höchs-
tens zweizügigem Verfahren zurückzuführen. 
Das individuelle Schutzbedürfnis der Zuwanderer 
wiegt keineswegs schwerer als das allgemeine Si-
cherheitsbedürfnis der Bevölkerung im Gastland. 

 Energie- und Klimapolitik, 
 Ökologie

Wir nehmen die ökologische Verantwortung unse-
rer Generation für unsere Kinder und Enkel wahr. 
Wir wollen konkrete Maßnahmen durchsetzen, um 
mitzuhelfen, die Erwärmung der Erdatmosphäre 
von 1960 bis 2100 auf maximal 1,5 Grad zu begren-
zen. 
Klimaveränderungen mit Kalt- und Warmperioden 
sind grundsätzlich keine neuen, sondern erdge-
schichtliche Phänome. Der gegenwärtige Klima-
wandel ist aber offenkundig durch den Menschen 
seit 1960 erheblich beschleunigt. Die Nutzung fos-
siler Energieträger hat die CO

2-Konzentration (und 
andere Treibhausgase wie Methan, Stickoxide und 
Ozon) in der Atmosphäre messbar stark ansteigen 
lassen mit jetzt spürbarer Erderwärmung und regi-
onaler Trockenheit. 
Der Ausstieg aus der Atomenergie war grundsätz-
lich richtig wegen der weiterhin nicht geklärten 
Entsorgung und Endlagerung radioaktiver Stoffe. 
Die bis Ablauf 2022 verkürzte Nutzung der Kern-
energie beinhaltet jedoch die Gefahr eines vorü-
bergehend erhöhten CO2 Ausstoßes. Wir sprechen 
uns für geologisch bestens geeigneten Lagerstät-
ten für hochradioaktive Abfälle aus.
Nach über 200 Jahren der fossilen Energie Nutzung, 
vor allem der Kohle, ist der Ausstieg bis 2038 so zu 

gestalten, dass ersatzweise eine alternative natio-
nale Energieversorgung sichergestellt ist. Deutsch-
land trägt knapp 2% zum CO

2-Ausstoß weltweit 
bei. Dies übersteigt den deutschen Bevölkerungs-
anteil. Dabei ist jedoch die starke Exportwirtschaft 
zu berücksichtigen, die der CO2-Bilanz anderer 
Länder zugutekommt. Energie und CO2-Eintrag in 
die Atmosphäre müssen bezahlbar und der Indust-
riestandort Deutschland erhalten bleiben.
Der Strukturwandel muss soziale und regionale 
Besonderheiten berücksichtigen und wirtschaft-
liche Benachteiligungen ganzer Regionen vermei-
den. Insbesondere bei vorhersehbar wachsendem 
Stromverbrauch ist die wind- und sonnenunabhän-
gige Grundlastversorgung sicherzustellen. Dem 
Einsatz von Erdgas kommt hier eine entscheidende 
Bedeutung als Brückentechnologie zu. Anschlie-
ßend wollen wir die Wasserstofftechnologie zur 
Grundlastversorgung und als Antriebstechnologie 
einsetzen.
Deutschland soll bis 2045 klimaneutral werden, da-
bei aber ein innovativer Industriestandort bleiben 
und seine nationale Energieversorgung sicherstel-
len. Diese Übergangszeit zum Umbau der Wirt-
schaft ist nötig, um Prozesse sozial abzufedern, um 
die nationale Stromversorgung auch beispielswei-
se in einer kalten, windstillen Winternacht zu ge-
währleisten und um Mobilität bezahlbar zu erhal-
ten.
Eine populistische Verkürzung dieser vereinbarten 
Übergangszeiten lehnen wir ab. Klimaschutz ist 
ein wichtiges Ziel in steter Abwägung mit ande-
ren politischen Grundsätzen: sozialer Friede, Ge-
sundheitsschutz, Wohlstand und technologischer 
Fortschritt, Herrschaft des Rechts und individuelle 
Freiheit.
Die Anstrengungen für den Klimaschutz durch 
Energieeinsparung sind zu verstärken durch inno-
vative industrielle Prozesse.  Dämmung von Ge-
bäuden ist zu fördern soweit dies wirtschaftlich 
und technisch sinnvoll ist.
Die Politik muss Themen der Umweltpolitik noch 
stärker berücksichtigen, ohne dadurch jede ge-
werbliche Neuansiedelung oder Infrastrukturmaß-
nahme von vornherein unmöglich zu machen. Der 
jährliche Flächenverbrauch und die Flächenver-
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siegelung müssen zurückgeführt werden. Neubau 
von Gewerbegebieten und Wohnquartieren ist vor-
nehmlich auf verfügbaren Industriebrachen und 
anderen bereits genutzten Flächen vorzusehen. 
Dabei ist auch an frühere Bergbauflächen je nach 
Bodenstabilität zu denken.
Bei der Abwehr natürlicher Gefahren ist dem Be-
völkerungsschutz vor dem Ziel des absoluten 
Naturschutzes Vorrang einzuräumen (etwa bei 
Hochwasserschutzmaßnahmen). Zum Hochwas-
serschutz ist an die Flusslandschaften außerhalb 
der Siedlungen zu denken mit größeren Überflu-
tungsflächen, Deichrückbau, Regenerierung von 
Auwäldern und Verlangsamung der Fließgeschwin-
digkeit von Flüssen durch Rückbau von Begradi-
gungen. In besiedelten Gebieten ist aber auch der 
bauliche Hochwasserschutz zum Flutschutz erfor-
derlich. Eingetragenes Schwemmmaterial muss im 
Bereich von Siedlungen aus dem Flussbett entfernt 
werden dürfen, um die Gefahr von Überflutungen 
in Siedlungen zu vermindern.
Der Luft-, Boden- und Gewässerreinhaltung muss 
zunehmende Bedeutung zukommen. Ein Export 
von Verpackungsmüll findet nicht mehr statt.

 Landwirtschaft und  
 Ländlicher Raum

Landwirtschaft ist die Grundlage einer regiona-
len und gesunden Versorgung der Bevölkerung 
mit Lebensmitteln. Landwirtschaft dient auch der 
Landschaftspflege und der Erhaltung eines ökolo-
gischen Gleichgewichts. Die ökologische Landwirt-
schaft ist schrittweise zu fördern und besser markt-
gerecht auszurichten. Das Tierwohl ist bei Haltung 
und Transport verstärkt zu beachten. Nachweislich 
der Artenvielfalt abträgliche und schädliche Insek-
tizide und Pestizide sind aus der Anwendung zu 
nehmen.
Ziel kann nicht sein, immer größere landwirt-
schaftliche Betriebe zu schaffen und immer billi-
ger zu produzieren. Der Zusammenhang zwischen 
gesunder Ernährung und Lebensqualität ist stärker 
bewusst zu machen. Verbesserte Qualität der Er-
zeugnisse muss aber auch ihren Preis haben.

Das ökologische Gleichgewicht des Wildes ist zu 
wahren. Es sind land-, fischerei- und forstwirt-
schaftlich verträgliche Populationszahlen für alle 
Tierarten (auch für den Wolf) zu definieren und 
durch Hege und Bejagung sicher zu stellen.
Gegen Landflucht und Verstädterung sind die Di-
gitalisierung auch der ländlichen Räume und eine 
angemessene, moderne öffentliche Verkehrser-
schließung nötig. Kindertagesangebote, Schulen, 
Krankenhäuser, Senioreneinrichtungen, Sport- und 
Kulturangebote zusammen mit einer regionalen 
Wirtschaftsstruktur mit Handel und Produktion 
sind Voraussetzungen eines attraktiven Wohnens 
außerhalb der großen Städte.
Das Leben in Dörfern und kleineren Städten bedeu-
tet sozialen Zusammenhalt, geringere Mieten, all-
gemein günstigere Preise, Nähe zur Natur, bessere 
Luft und mehr Ruhe, Erholungsräume und insge-
samt regionale Verwurzelung. Der ländliche Raum 
ist lebenswert und bietet große Vorteile. Wir wen-
den uns gegen eine tatsächliche oder herbeigere-
dete Benachteiligung des Lebens auf dem Land.
Um die Entwicklung des Ländlichen Raumes zu un-
terstützen, ist die Ansiedlung von Einrichtungen 
des Bundes oder Landes anzustreben. Dies meint 
mehr als den adäquaten Ersatz bei Abbau entspre-
chender Institutionen. Nur so kann es gelingen, 
in strukturschwachen Regionen wichtige Impulse 
nachhaltiger Entwicklung zu setzen. 
Die finanzielle Benachteiligung des ländlichen 
Raumes im kommunalen Finanzausgleichsgesetz 
(FAG) ist zu beseitigen.
Der Ausbau des 5G-Netzes und der Breitbandinf-
rastruktur sind vor allem im ländlichen Raum wich-
tig. Hier gibt es weiterhin strukturelle Defizite, die 
wir beseitigen wollen (Versorgung mit Fachärzten, 
Anbindung an den öffentlichen Nah- und Fern-
verkehr, teilweise unzureichende soziale und kul-
turelle Einrichtungen). Zukünftig können auch 
selbstfahrende Anrufmietwagen helfen. Das setzt 
aber ein flächendeckendes Mobilfunknetz und eine 
energieautarke Versorgung voraus. 
Hinsichtlich bestimmter Hochtechnologiebran-
chen sollten steuerliche Entlastungen für den länd-
lichen Raum eingeführt werden. So können Men-
schen aus Forschung und Entwicklung auch zur 
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Niederlassung auf dem Land angeregt werden. Wir 
unterstreichen die Vorzüge der ländlichen Regio-
nen für ein selbstbestimmtes Leben und Arbeiten. 
 

 Verkehrspolitik

Wir setzen übergangsweise auch auf die Technolo-
gie moderner und effizienter Verbrennungsmoto-
ren nach Euro Norm 6d-TEMP, langfristig auf lokal 
emissionsfreie Antriebe. 
Bei der Elektromobilität ist die ökologische, welt-
weite Gesamtbilanz bei Produktion und Entsor-
gung zu beachten (z. B. der Ressourcenverbrauch 
und die Umweltschäden durch die Lithium-Ge-
winnung oder andere seltene Rohstoffe). Elektro-
fahrzeuge müssen einschließlich der Batteriepro-
duktion bezüglich der gesamten Lebensdauer und 
Fahrleistung gegenüber der Verbrennungstechno-
logie Vorteile bieten, um eine staatliche Förderung 
zu rechtfertigen. Es zählt somit nicht nur der lokale 
Schadstoffausstoß von Verbrennungsmotoren. 
PKW mit Elektroantrieb müssen vergleichsweise 
klein und leicht sein, um tatsächlich ökologische 
Vorteile zu bieten. Alltagsverkehre erfordern i.d.R. 
keine Reichweiten über 300km. Wir unterstützen 
jedoch austauschbare Batterien für unterschiedli-
che Reichweiten und Reiseanlässe.
Wir setzen in und zwischen den Großstädten, aber 
auch im ländlichen Raum auf den ÖPNV, dabei 
auch in besonderem Maße auf den Schienenver-
kehr für Personen und Güter. Die Devise lautet: 
Güter gehören für weite Strecken auf die Schiene, 
in der Verteilung der Güter hat der LKW logistische 
Vorteile. Nötig sind Güterverteilzentren und neue 
Gleisanschlüsse für die gewerbliche Wirtschaft und 
die Industrie. Jede in Deutschland seit 1990 stillge-
legte Bahnstrecke ist auf Reaktivierungsfähigkeit 
nach volkswirtschaftlichen und ökologischen Ge-
sichtspunkten zu prüfen. Dies gilt beispielsweise 
für die sächsische Hauptbahn von Leipzig über Dö-
beln und Meißen nach Dresden.
Die Ergebnisse und Auswirkungen der Überfüh-
rung der Deutschen Bahn 1994 in private Rechts-
form sind zu überprüfen und zu evaluieren.
Der Neubau von Autobahnen und Fernstraßen soll 

durch Maßnahmen zur Ortsumgehung, der Ertüch-
tigung und Instandhaltung abgelöst werden. Be-
gonnene Neubauten (z.B. A14, A44, A49) müssen 
abgeschlossen werden, allein schon, um noch fort-
bestehende Benachteiligungen in Mittel- und Ost-
deutschland auszugleichen.
Innerdeutsche Flugverkehre sind auf ein Mindest-
maß zurückzuführen. Die Besteuerung von Flug-
benzin (Kerosin) ist überfällig und muss Lenkungs-
wirkung entfalten.
 

 Aussenpolitik

Außenpolitik dient dem Frieden und Interessen-
ausgleich zwischen den Völkern. Dabei sind die In-
teressen Deutschlands innerhalb der Europäischen 
Union zu vertreten.
Wir wollen auf eine Neuordnung der UNO hinwir-
ken. Die Struktur und Entscheidungskompetenz 
des Sicherheitsrates bilden bisher das Ergebnis des 
2. Weltkrieges ab. Zukünftig soll dieses Gremium 
aber die aktuelle politische Bedeutung der Mit-
glieder abbilden. So ist Indien, Brasilien, Japan und 
Deutschland stärker zu berücksichtigen. 
Die häufige, fast regelhafte Blockade des Sicher-
heitsrates durch ein Veto einzelner Mächte ist 
durch verbindliche Mehrheitsentscheidungen zu 
überwinden.
Deutschland soll zukünftig auf Wunsch der Betei-
ligten eine stärkere und unparteiische Rolle bei der 
diplomatischen Konfliktlösung in den Brennpunk-
tregionen dieser Welt spielen.
Deutsche Außenpolitik kann nicht überall auf der 
Welt das demokratische Rechtsverständnis der 
westlichen Welt einfordern. Fragen der Menschen- 
und Frauenrechte, der Umweltverschmutzung, 
der Unterdrückung von Minderheiten und der 
Fluchtursachen müssen klar und deutlich ange-
sprochen werden, aber es muss auch verdeutlicht 
werden, dass Deutschland nicht die Macht und den 
Einfluss, auch nicht die moralische Legitimation 
besitzt, von anderen Ländern stets die deutsche, 
vermeintlich bessere oder moralischere Sichtweise 
zu erwarten. Andere Länder, andere Werte.
Wirtschaftliche Sanktionen können im Einzelfall 
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hilfreich sein, um die eigene Haltung zu unterstrei-
chen und sollten möglichst zielgenau die verant-
wortlichen Entscheider treffen. Sanktionen sollten 
dann beendet werden, wenn ihre Unwirksamkeit 
erwiesen ist oder die Maßnahmen noch zusätzlich 
zu politischen Verhärtungen führen.
Außenpolitik regelt pragmatisch, glaubwürdig und 
ehrlich das Zusammenleben der Völker. Westliche 
Moral ist ein, aber nicht der alleinige Maßstab.

 Innere Sicherheit

Wir stehen für Recht, Sicherheit und Ordnung. Die 
loyal auf dem Boden des Grundgesetzes handeln-
den und dem Gemeinwohl verpflichteten Polizeien 
von Bund und Ländern verdienen vollen Rückhalt 
und Wertschätzung in der Gesellschaft. Das Ge-
waltmonopol des Staates ist für uns nicht verhan-
delbar und ist nicht Spielball politischer und medi-
aler Interessen.
Wir setzen uns dafür ein, dass Polizei stets mit ei-
ner rechtssicheren, dem Bürger vermittelbaren 
und verständlichen Handlungsgrundlage ausge-
stattet ist. 
Der Personalbestand soll in seiner Stärke, an jewei-
ligen Belastungen orientiert, aktuell und konzep-
tionell so aufgestellt sein, dass allen polizeirele-
vanten Entwicklungen auch zukünftig angemessen 
und entschieden begegnet werden kann.
Dazu sind fachliche Fertigkeiten und Fähigkeiten 
auf Grundlage gewonnener Erfahrungen, neues-
ter Erkenntnisse und Lageänderungen in Aus- und 
Fortbildung ständig anzupassen. Polizeiliches Han-
deln muss von politischer Bildung, sozialer Kompe-
tenz und konsequentem Einschreiten geprägt sein.
Wir stehen dazu, Polizei hinsichtlich ihrer Ausrüs-
tung und Ausstattung komplex so aufzustellen, 
dass sie den Menschen auf Augenhöhe begegnen 
kann. Es darf kein rechtliches Handlungsfeld ge-
ben, aus dem sich Politik und Polizei zurückziehen.
Polizeiliche Präsenz in all ihren Formen (unifor-
mierter Einsatz im Einzeldienst oder in geschlos-
senen Einheiten, im zivilen Ermittlungsbereich, in 
verschiedenen Spezialeinheiten, im medialen oder 
beratenden Bereich bis hin zu Bürgerpolizisten 

oder Kontaktbereichsbeamten) unterstreicht die 
vielfältigen Aufgaben und Fähigkeiten hoheitli-
chen Handelns.
Gefahrenabwehr, Ordnungsrecht und Strafrecht 
müssen beherrschbar bleiben. Dies bezieht sich 
ebenso auf das Verkehrsrecht und die Bekämpfung 
von Kriminalität in all ihren Formen vom Laden-
dieb, dem Cyber-Kriminellen hin zum Terrorismus.
Wir sind entschlossen, neu zu schaffende oder 
anzupassende rechtliche Instrumente im Diskurs, 
aber entschieden zu entwickeln. Dabei darf kein 
Stillstand polizeilicher Fähigkeiten entstehen. Dies 
bezieht sich beispielsweise auf die Themen wie di-
gitale Sicherheit und Videoüberwachung. Daten-
schutz ist ein von uns anerkanntes hohes Gut. Er 
darf aber in Hinblick auf die Abwehr von Gefahren 
gegen Leib und Leben oder Straftaten von beson-
derer Bedeutung nicht zum Aufklärungshemmnis 
werden.
Allen Formen staatsgefährdenden Extremismus 
werden wir mit aller Härte und Konsequenz be-
gegnen. Wir setzen uns für den Schutz von Polizei-
beamten vor Angriffen aller Art ein und sehen die 
Notwendigkeit, insbesondre unter Beachtung des 
unsteten Einsatzgeschehens die Vereinbarkeit von 
Familie und Polizeiberuf weiter zu verbessern.
Zu Prävention, Aufklärung und Sanktionierung von 
Straftaten benötig die Polizei Transparenz und Ver-
lässlichkeit zwischen Politik, Verwaltung und Jus-
tiz.

 Justiz

Wir fordern eine bedarfsorientierte Personalge-
winnung und Ausbildung in allen Bereichen der 
Justiz. Staatsanwaltschaften, Gerichte und Voll-
zugseinrichtungen sind in ihrer materiellen und 
personellen Ausstattung so aufzustellen, dass der 
Sanktions- und Resozialisierungsanspruch eines 
starken Staates lückenlos gewährleistet werden 
kann. Wir appellieren an die Gerichtsbarkeit, sich 
der gesellschaftlichen Auswirkungen ihrer Urteile 
in verschiedenen Rechtsbereichen immer bewusst 
zu sein.
Wir erwarten eine beschleunigte Rechtsfindung 
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unter Anwendung des Strafrahmens in seiner vol-
len Ausprägung. Es geht um den Schutz vor Gewalt-
taten und Generalprävention und nicht primär um 
das Verständnis einer schwierigen Täterbiografie. 
Dies bezieht sich insbesondere auf Mehrfach- und 
Intensivtäter. Sanktionen müssen im zeitlichen Zu-
sammenhang mit der Tat erlebbar sein. Deshalb 
sollen Urteile lebensnah und transparent sein. 
Dazu gehören auch Arreststrafen im Jugendstraf-
recht sowie eine konsequente Reaktion auf Baga-
telldelikte.
Einer Legalisierung von Drogen wirken wir entge-
gen. Prävention, Therapie, Rehabilitation und Re-
pression müssen zusammenwirken. 
Eine populistische Verlängerung von Verjährungs-
fristen ist nicht sinnvoll wegen der schwindenden 
Aussagekraft der Beweismittel.

 Sicherheit nach Aussen 
 und Verteidigung

Dauerhafter Frieden ist nur durch Aussöhnung 
und Völkerverständigung möglich. Jedes Volk hat 
ein Recht auf Selbstverteidigung, jedoch führen 
militärische Abschreckung oder gar Gewalt nicht 
zu einer tatsächlich befriedeten Welt. Eigene Si-
cherheit beruht auf der Sicherheit benachbarter 
Völker. Friedfertigkeit und Abrüstung gründen auf 
Vertrauen und können nur gegenseitig gelingen.
Aufgabe der Bundeswehr ist innerhalb dieser über-
geordneten Grundsätze vor allem die glaubwür-
dige und entschlossene Landesverteidigung. Mit 
Aussetzung der Wehrpflicht 2011 war nicht die 
Aussetzung der Einsatzbereitschaft der Bundes-
wehr für die Landes- und Bündnisverteidigung ge-
meint. Deutschland muss wieder in der Lage sein, 
für seine militärische Sicherheit im Rahmen der 
NATO mit angemessenen konventionellen Kräften 
selbst zu sorgen. 
Das 2% BIP Ziel für die Finanzierung der Bundes-
wehr gilt weiterhin und ist bis 2030 zu erreichen. 
Dabei ist eine Vorfestlegung des Anteils der Aus-
gaben für Verteidigung und für Entwicklungszu-
sammenarbeit nicht sachgemäß.
Dem Bündnisgebiet der NATO, dem Staatsgebiet 

der östlichen Nachbarstaaten und den geostrate-
gischen Interessen der NATO stehen insbesondere 
unterschwellige, seit 2014 zunehmend offen ag-
gressive Aktionen Russlands gegenüber. Das wirt-
schaftliche und klar militärische Hegemonialstre-
ben Chinas ist unübersehbar. Im Hinblick auf beide 
Staaten ist ein militärisches Gleichgewicht mit der 
NATO unabdingbar. 
Neue Verträge für Sicherheit, Zusammenarbeit 
und nukleare Abrüstung sind dabei dringend not-
wendig. Die äußere Bedrohung durch den terroris-
tischen Islam oder Piraterie ist gegenwärtig nicht 
überwunden.
Weltweite Einsätze müssen im Rahmen internati-
onaler Einsätze die Ausnahme bleiben und dürfen 
die Bundeswehr weder personell noch sächlich 
überfordern. Oberste Prämisse ist dabei die Si-
cherheit unserer Soldaten. Die Einsatz-Szenarien 
und militärischen Erfordernisse bestimmen die 
wehrtechnischen Einsatzmittel und nicht die öf-
fentliche Meinung.  Beschönigende Worte helfen 
im Kampfeinsatz nicht.
Die Bundeswehr benötigt modernes, funktionsfähi-
ges und zuverlässiges Gerät in angemessener Zahl. 
Das Ausleihen von Gerät und Ausrüstung zwischen 
den Brigaden vor internationalen Einsätzen ist un-
verzüglich zu beenden durch Beschaffung der Min-
destausstattung an Material und Munition für jede 
einzelne Einheit. Die materielle Einsatzbereitschaft 
aller Hauptwaffensysteme ist auf mindestens 90% 
zu erhöhen. Dies gilt insbesondere für die Systeme 
der Luftwaffe „Tornado“, „Airbus A 400 M“ und die 
Hubschrauber „Tiger“ und „Sea King“, sowie für die 
U-Boot-Flotille.
Es ist dringend eine eigene Ersatzteilbevorratung 
der Bw für die gesamte technische Ausstattung 
wie Fahrzeuge, Fluggeräte und Schiffe wieder ein-
zuführen, um die Standzeiten stark zu verkürzen 
und die Einsatzbereitschaft zu erhöhen. Der An-
kauf eigener Schutzausrüstung durch die Soldaten 
ist sofort zu beenden und durch zentrale Beschaf-
fung zu ersetzen.
Das Gerät und die Bewaffnung der Bundeswehr 
muss ähnlich einsatzbereit sein, wie das Gerät des 
THW.
Die Bundeswehr benötigt alle modernen Kommu-
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nikationsmittel und Waffensysteme, die der Si-
cherheit der Soldaten und der Wirksamkeit des Ein-
satzes dienen. Dazu zählen Drohnen einschließlich 
der nötigen Bewaffnung, aber auch Abwehrmittel 
gegen unbemanntes feindliches Fluggerät und At-
tacken aus dem virtuellen Raum (Cyberabwehr). 
Die Luftverteidigung im Nahraum ist vordringlich 
wieder herzustellen (Nachfolgelösung für Flugab-
wehrpanzer Roland).
Das Beschaffungswesen ist institutionell wesent-
lich zu vereinfachen und im Ergebnis wehrtech-
nisch zu beschleunigen. Es ist auf Realisierbarkeit 
und Finanzierbarkeit zu achten. Ständig wachsende 
Anforderungen an neues Großgerät dürfen nicht 
die Umsetzung von Projekten und die Beschaffung 
lähmen.
Das KSK ist im erforderlichen Umfang zu reformie-
ren, aber keinesfalls aufzulösen.
Das Parlament muss sich auf seine Bundeswehr 
verlassen können!

 Bildung, Kulturpolitik, Sprache 
 und Innovation

Als Kern des Föderalismus liegt die Kultushoheit bei 
den Ländern. Mittlere und höhere Schulabschlüsse 
in Deutschland sollten sich aber im Bildungsniveau 
entsprechen. Die inhaltliche Ausgestaltung obliegt 
den Ländern. Der Bund soll aber weiterhin anbie-
ten, die Digitalisierung und Sanierung maroder 
Schulen und Sporteinrichtungen zu unterstützen.
Aufgabe des Bundes ist die nationale Forschungs-
förderung und Wahrung der deutschen Kultur und 
Sprache im In- und Ausland.
Einer fortschreitenden Verunglimpfung unserer 
Sprache durch unnötige englische Wortschöp-
fungen ist entgegenzutreten. Dies gilt nicht nur 
für Minister, sondern auch für Unternehmen und 
nachgeordnete Behörden, Institutionen des Bun-
des und der Länder. Wir lehnen eine „geschlechter-
gerechte“ Umwandlung unserer Sprache ab. Das 
grammatikalische Geschlecht meint alle biologi-
schen Geschlechter (m/w/d). Wir lehnen eine Iden-
titätspolitik ab, soweit damit ein Wettbewerb der 
tatsächlichen oder gefühlten Benachteiligungen 

gemeint ist. Es geht uns um den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und nicht um den Zerfall in Interes-
sengruppen.
Die Übertragung von Forschungsergebnissen und 
Patentanmeldungen in industrielle Anwendung 
und Wertschöpfung muss bis zur Anwendungsreife 
stärker staatlich gefördert werden. Unser Kapital 
sind schlaue Köpfe und nicht Bodenschätze.

 Sport

Sport fördert in allen Altersgruppen Gesundheit 
und Wohlbefinden in vieler Hinsicht, die körperli-
che Entwicklung und Leistungsfähigkeit, Konzent-
ration und Selbstvertrauen. Sport hält fit und hilft 
Stress abzubauen in unserer bewegungsarmen Ge-
sellschaft. 
Darüber hinaus hat Sport eine große soziale Be-
deutung: Mit seinen starken Verbands- und Ver-
einsstrukturen ist der Sport der größte Träger des 
bürgerschaftlichen Engagements. Unsere Sport-
vereine prägen das gesellschaftliche Leben in 
Deutschland. Über die Vereine werden Werte, wie 
Fairness, Disziplin, Solidarität, Integration und In-
klusion an über 27 Millionen Mitglieder vermittelt. 
Das Vereinsleben bietet vielfältige Möglichkeiten 
der Teilhabe und des gesellschaftlichen Engage-
ments. Die Basis der Sportstruktur ist das Ehren-
amt. In Sachsen übernimmt etwa jedes sechste 
Mitglied ehrenamtlich Verantwortung im Verein 
- als Übungsleiter, Kampf- und Schiedsrichter, Ju-
gendleiter, Schatzmeister oder Vorsitzender. 
Die vielfältigen und qualitativ hochwertigen Sport-
angebote benötigen konstant gute Rahmenbe-
dingungen. Dies betrifft zum einen hervorragend 
ausgebildete Übungsleiter für Training und Wett-
kampf, zum anderen moderne und bezahlbare 
Sportstätten mit entsprechender Ausstattung. Wir 
werden die positive Entwicklung der vergangenen 
Jahre fortzusetzen, um sportliche und gesellschaft-
liche Anforderungen zu erfüllen. 
Dazu bedarf es der weiteren gezielten Unterstüt-
zung des organisierten Breiten- und Leistungs-
sports als einen wichtigen Leistungsträger unserer 
Gesellschaft.
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 Finanzen und Steuern

Deutschland hat ein Problem mit der Ausgabendis-
ziplin und kein Einnahmeproblem. Wir sind gegen 
eine Aufhebung der „Schuldenbremse“ und auf län-
gere Sicht gegen eine Null-Zins-Politik. Wir sind für 
eine generationengerechte Haushaltspolitik, die 
sich nicht auf Kosten der kommenden Generatio-
nen finanziert. Spätestens für 2023 erwarten wir 
wieder einen ausgeglichenen Haushalt. 
Die Null-Zinspolitik und der Ankauf von Staatsan-
leihen durch die EZB weitet die Geldmenge aus und 
führt somit zur Inflation. Inflation plus Ausfall der 
Zinsen entwertet doppelt das Geldvermögen der 
Sparer. Modelle der kapitalbasierten Altersvorsorge 
(Riester-Rente) erfüllen somit nicht die propagier-
ten Erwartungen. Bestehende Verträge genießen 
jedoch Bestandsschutz. Die öffentliche Schulden-
politik kann so nicht fortgesetzt werden. Ziel ist 
eine wieder solide Haushaltspolitik. 
Staatliche Subventionen sind regelmäßig auf Not-
wendigkeit, Wirksamkeit und angemessene Höhe 
zu überprüfen. Fördergelder sind zukünftig aus-
schließlich nach Bedarf und nicht nach Himmels-
richtung zu vergeben.
Wir sind für die Schließung von Steuerschlupflö-
chern, gegen Steuersparmodelle und Steuervermei-
dung. Das Steuerrecht muss deutlich vereinfacht 
werden und für Laien wieder verständlich sein. 
Mit uns wird es keine Einführung neuer Steuerarten 
und keine Wiedererhebung der Vermögenssteuer 
geben. Geldvermögen finanzieren auch jetzt bereits 
durch die entgangenen Zinsen und den Kaufkraft-
verlust durch Inflation die Staatshaushalte. Immo-
bilienvermögen würde durch eine Vermögenssteu-
er in der Substanz angegriffen, da die niedrigen, 
steuerpflichtigen Renditen nach Abschreibung und 
Nebenkosten kaum die zusätzliche Vermögenssteu-
er erwirtschaften könnten. Eine CO

2-Steuer ist dann 
berechtigt, wenn für den Bürger auch Alternativen 
zur CO2-Einsparung (z.B. durch verbesserten ÖPNV 
im ländlichen Raum) möglich sind.
Wir sind gegen eine gemeinsame europäische Ver-
schuldung. Solange die Staaten eine eigenständige 
Fiskal- und Sozialpolitik betreiben, entbehrt eine 
gemeinsame Verschuldung jeder Berechtigung. 

Aufgabe der EZB ist nicht die Finanzierung von 
Staatshaushalten über Ankauf von Schuldverschrei-
bungen, sondern umgekehrt die Stabilität der Ge-
meinschaftswährung sicherzustellen. Auch bei eu-
ropäischen Transferleistungen muss gelten: Hilfe 
zur Selbsthilfe. Schuldenerlass benachteiligt Länder 
mit solider Haushalts- und Finanzpolitik.
Eine Subventionierung der Mobilität kann nur für 
reine Elektromobilität, andere emissionsfreie Fahr-
zeuge und den ÖPNV gelten. Eine steuerliche Be-
günstigung schwerer Hybrid-SUVs oder anderer 
Hybrid-KFZ ist ökologisch unsinnig.

 Medizinische Versorgung

Deutschland verfügt über ein sehr leistungsfähiges, 
modernes, vorbildliches, jedoch zunehmend teures 
Versorgungssystem.
Die Privatisierung von Krankenhäusern führte nicht 
nur zur gewollten Wettbewerbs-, sondern vor al-
lem zu einer Gewinnorientierung auf Kosten der 
Beschäftigten in der Pflege und unterstützenden 
Funktionsdiensten. Die Ökonomisierung von Be-
handlungsleistungen richtete sich in vielen Fällen 
auf wirtschaftlich attraktive Angebote für die Leis-
tungserbringer und sieht in Kranken vorwiegend 
Kunden. Das ist eine Fehlentwicklung, die dringend 
einer Kurskorrektur bedarf. Die solidarische Kran-
kenversicherung soll das medizinisch Notwendige 
für den Patienten finanzieren, aber nicht das für den 
Anbieter lukrativste Verfahren.
Auch im ländlichen Raum sind Krankenhäuser zur 
Grund- und Regelversorgung, zur Geburtshilfe und 
für den Rettungsdienst erforderlich.  Wir treten für 
eine auskömmliche Finanzierung moderner Kran-
kenhäuser ein. Dabei sind privatwirtschaftlich be-
triebene Krankenhäuser zuerst dem Gemeinwohl 
verpflichtet und nicht den Renditeerwartungen der 
Betreiber. 
Die MVZ dienen der langfristigen ambulanten Pati-
entenversorgung und nicht der Einweisung in über-
geordnete Krankenhäuser. Die Zusammenarbeit 
zwischen den Sektoren ambulant, teilstationär und 
stationär ist fachlich, personell und telemedizinisch 
zu intensivieren, aber wirtschaftliche Abhängigkei-
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ten des ambulanten Dienstes von börsennotierten 
Krankenhauskonzernen sind zu überdenken.
Der Landesfachausschuss Gesundheit der Sächsi-
schen Union wird diese Entwicklungen in der me-
dizinischen Versorgung regelmäßig überprüfen. 
Gemäß seinem Auftrag wirkt er kontinuierlich dar-
auf hin, dass sich qualitative Behandlungsstandards 
und eine wirtschaftliche Leistungserbringung stets 
in einem ausgewogenen Verhältnis bewegen.
Außerordentlich teure Behandlungsverfahren müs-
sen nach medizinischer Notwendigkeit eingesetzt 
werden unter Berücksichtigung von Begleiterkran-
kungen, Erfolgsaussichten, Risiken und der erziel-
baren, längerfristigen Verbesserung der Lebens-
qualität. Die alleinige Orientierung am Alter des 
Patienten ist nicht sachgemäß.
Aktive Sterbehilfe oder Beihilfe zum Suizid sind 
keine ärztlichen Aufgaben und mit dem hippokrati-
schen Eid unvereinbar.
Am Lebensende sind eine hinreichende Schmerz-
behandlung und gute Pflege erforderlich. Eine un-
bedingte Lebensverlängerung Sterbender ist ande-
rerseits auch mit ethischen Maßstäben unvereinbar 
und nicht Aufgabe von Medizin. Ausreichende am-
bulante und stationäre Hospizangebote in Wohn-
ortnähe stellen gute Pflege, Freiheit von Schmerzen 
und einen Abschied in Würde sicher.

 Heimat

Heimat ist kein aus der Zeit gefallener Gefühlsbe-
griff, sondern regionale und kulturelle Identität der 
Menschen mit Dialekt, Brauchtum, Musik, Trachten 
und Geselligkeit. Heimat verkörpert ein je speziel-
les Wir-Gefühl als Grundlage des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts.
Deutschland bietet in den Ländern unterschiedli-
che regionale Identitäten, an denen wir festhalten. 
Sachsen ist stolz auf die sächsische Mundart und 
die sächsischen Beiträge im Bereich Kultur, Technik, 
Bergbau und Industrie. Technische Innovation und 
Erhaltung der Heimat gehen Hand in Hand.

 

 Religion

Die CDU trägt das „C“ im Namen und steht daher 
für die christlichen Grundwerte unserer Kultur. Wir 
übersetzen christliche Ethik in praktisches politi-
sches Handeln, indem wir die Forderung Jesu „Lie-
be Deinen Nächsten wie Dich selbst“ ernst nehmen 
und stets einen Interessenausgleich suchen zwi-
schen eigenen und fremden Interessen.
In Deutschland besteht Religionsfreiheit und daher 
respektieren wir die Religionen aller Menschen in 
Deutschland. Christen, Juden und Muslime glauben 
an den einen Gott. Wir wenden uns gegen religiö-
sen Hass und Hetze. Gewalt gegen Gläubige, Reli-
gionsgemeinschaften und deren Einrichtungen ist 
entschlossen zu unterbinden.  Deutschland steht 
aber kulturhistorisch eindeutig auf dem Fundament 
der jüdisch-christlichen Glaubenstradition der 
westlichen Welt.
Wir stellen einen langjährigen Rückgang der Reli-
gionszugehörigkeit fest, gerade in Mittel- und Ost-
deutschland. Wir wissen aber um die große Bedeu-
tung der christlichen Religion für viele Menschen 
in unserem Land, die den Gläubigen Gemeinschaft, 
Halt, Orientierung und Sinn im Leben geben kann. 
Wir wollen wegen der großen Bedeutung der christ-
lichen Kirchen als Träger des Glaubens den staatli-
chen Einzug der Kirchensteuer beibehalten. 
Wir wissen andererseits auch um die schwerwie-
genden Verfehlungen von einzelnen Mitarbeitern 
der Kirchen gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
und fordern die volle Aufklärung und Bestrafung 
der Täter. Christliche Jugendarbeit ist aber auch in 
Zukunft unverzichtbar. Die Jugendarbeit aller Reli-
gions- und Kultusgemeinschaften muss auf dem Bo-
den der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
stehen. 
 

 Bürokratie und Verwaltung

Bürokratie ist kein Selbstzweck und auf das erfor-
derliche Mindestmaß zu beschränken. Gerechtig-
keit wird nicht durch ein immer komplizierteres An-
trags- und Verwaltungswesen erreicht. 
Die kommunalen, staatlichen und sozialrechtlichen 
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Verwaltungen dienen den Bürgern und nicht umge-
kehrt. Dies gilt auch für die Rechtspflege. Digitale 
oder papiergebundene Antragsformulare müssen 
für Bürger lesbar, verständlich und einfach auszu-
füllen sein.
Verwaltungsverfahren sind in sinnvollen Abstän-
den auf Praxistauglichkeit und Angemessenheit zu 
überprüfen, ggf. zu vereinfachen. Die Verfahren die-
nen der Abwicklung von Ansprüchen und müssen 
Schutz vor Missbrauch bieten.
Europäische Vorschriften sind durch deutsche 
Richtlinien in der Anwendung eher zu vereinfachen, 
aber keinesfalls noch zu komplizieren.
Vereinfachte und somit beschleunigte Genehmi-
gungsverfahren bei grundsätzlich volkswirtschaft-
lich sinnvollen und ökologisch verantwortbaren 
Projekten im Bereich der öffentlichen Beschaffung, 
Verkehr, Infrastruktur und Gewerbe sind anzustre-
ben. Wer rechtliche Hürden in Genehmigungsver-
fahren immer weiter erhöht, muss den Stillstand 
verantworten. Prozesse müssen beschleunigt wer-
den, da die Bauausführung (etwa von riesigen Fabri-
ken) ohne Baugenehmigung mit unsrem Rechtsver-
ständnis unvereinbar ist.  

 Digitalisierung

Der digitale Wandel ist gelebte Gegenwart. Die Di-
gitalisierung wird Deutschland prägen und verän-
dern. Der Mensch muss dabei im Mittelpunkt der 
Digitalisierung stehen! Flächendeckender Mobil-
funk, schnelles Internet und eine digitale Verwal-
tung wollen wir fördern. Digitalisierung darf nicht 
ein plakativer, aber unbestimmter Begriff bleiben. 
Wir wollen bestehende Vorbehalte und Hemmnisse 
abbauen. 
Digitalisierung beschleunigt und vereinfacht er-
heblich Information, Kommunikation, Lehre und 
Verwaltung. Digitalisierung muss daher rasch wei-
ter ausgebaut werden, insbesondere im ländlichen 
Raum als Voraussetzung des technischen Fort-
schritts. Ältere oder weniger befähigte Menschen 
dürfen jedoch im Verwaltungshandeln oder im öf-
fentlichen Leben nicht dadurch ausgegrenzt oder 
benachteiligt werden.

Dazu bedarf es einer klaren Strategie, wozu und 
wie uns Digitalisierung nützen kann. Im Eltern-
haus, in der frühkindlichen Bildung, in Schule und 
Ausbildung wird mediale Kompetenz erworben. 
Digitalisierte Prozesse sind aus Beruf, Gesellschaft 
und persönlichem Leben nicht mehr wegzudenken. 
Deutschland muss in Infrastruktur und Kompetenz 
dafür gewappnet sein! 
Wertschöpfungsprozesse werden künftig zuneh-
mend davon abhängen, wie schnell und konsequent 
digitale Prozesse umgesetzt werden. Wir müssen 
stärker noch Medienkompetenz vermitteln und 
treibende Kraft digitaler Innovationen weltweit 
werden! 
Der Datenschutz in der digitalen Welt ist uns sehr 
wichtig. Wir achten auf Ausgewogenheit zwischen 
dem Schutz geistigen Eigentums und der Persön-
lichkeitsrechte einerseits und der Wirtschaftsförde-
rung durch allgemein zugängliche Daten anderer-
seits. Mit den richtigen Rahmenbedingungen und 
der Einbeziehung wissenschaftlicher Einrichtungen 
(in Mittelsachsen etwa der Hochschule Mittweida 
und TU Bergakademie Freiberg) entfalten wir die 
Innovationskraft unseres Landes und verstehen die 
Digitalisierung als Zukunftschance!

 Starke Kommunen

Unsere Kommunen sind die Basiseinheit unseres 
Staates. Sie sind Gemeinschaften mit hoher Ge-
staltungskraft, die Investitionen und Wertschöp-
fung in die Region bringen. Statt einer Ausweitung 
kommunaler Förderprogramme, brauchen wir eine 
ausreichende kommunale Finanzausstattung. Sie 
trägt wesentlich dazu bei, dass Kommunen in ihren 
Aufgaben- und Leistungsbereichen bedarfsgerecht 
und bürgernah agieren können sowie zukunftsfest 
aufgestellt sind.
Mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse und die wichtige Rolle der Kommunen für 
die öffentlichen Investitionen, sind insbesondere 
von zentraler Bedeutung:

• eigenständige finanzielle Mittel der Kommunen
• Modernisierung der Infrastrukturen
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• Daseinsvorsorge und 
• freiwillige Leistungen im Bereich Kultur, Sport 

und Jugendarbeit.

Hierfür sind nach dem Grundgesetz zwar die Länder 
verantwortlich, allerdings hat sich die Aufgaben-
kompetenz des Bundes durch diverse Grundgeset-
zänderungen und Förderprogramme immer weiter 
hin zu einer Mitfinanzierungsverantwortung (Bil-
dungsbereich, Kinderbetreuung) ausgeweitet. Hier 
ist darauf zu achten, dass Bundeszuweisungen nicht 
Landesmittel ersetzen bzw. in den Landeshaushal-
ten „versickern“, sondern komplett und zusätzlich 
an die Kommunen weiter gereicht werden. •
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Abkürzungen

A Bundesautobahn mit Nummer 
BIP  Bruttoinlandsprodukt
Bw Bundeswehr
CO2 Kohlendioxid
DRV Deutsche Rentenversicherung
EZB Europäische Zentralbank
KSK Kommando Spezialkräfte
MVZ Medizinisches Versorgungszentrum
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr
THW Technisches Hilfswerk
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Veronika Bellmann MdB
Wahlkreis 161 - Mittelsachsen 

„Die DDR habe ich ertragen, den Mauerfall erlebt, den Einigungs-
prozess Deutschlands und den Aufbau Ostdeutschlands auf allen politischen 
Ebenen mitgestaltet. All meine Kraft und Erfahrung stelle ich mit Herz und Ver-
stand in den Dienst Deutschlands. Die Pandemie gemeinsam bewältigen, Öko-

logie und Ökonomie gleichermaßen voranbringen, den digitalen Wandel auf der 
Basis der sozialen Marktwirtschaft in einem stabilen und modernen Rechtsstaat 

vollziehen – das bedeutet wiederum viel Aufbauarbeit in unseren Dörfern und 
Städten. Deshalb ÄRMEL HOCH – JETZT ERST RECHT!“

www.veronika-bellmann.de www.facebook.com/veronikabellmann 

Marco Wanderwitz MdB 
Wahlkreis 163 - Chemnitzer Umland – Erzgebirgskreis II 

„Seit 2002 darf ich unsere Heimat stets direkt gewählt im 
Deutschen Bundestag vertreten, fünf Mal in Folge haben 

Sie mir Ihr Vertrauen gegeben. Ich tue dies mit viel Lei-
denschaft und stets offenen Augen und Ohren. Sie kennen 
mich: Einsatz und klarer Kurs. Die Gleichwertigkeit der Lebensver-

hältnisse in Deutschland, insbesondere zwischen Großstädten 
und ländlichen Räumen, ist mir ein wichtiges Thema und eines 

der großen Zukunftsthemen unseres Landes. Wir treten an, 
die diversen Strukturwandel, von Mobilität über Digitali-

sierung bis Energie, aktiv zu gestalten.“

www.wanderwitz.de twitter.com/wanderwitz

www.cdu-mittelsachsen.de
www.facebook.com/cdumittelsachsen

       Für Sie in  
            den Bundestag:       Für Sie in  

            den Bundestag:

Bitte unterstützen Sie uns 
zur Bundestagswahl 

am 26.09.2021.


